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Fur einen modernen

Foderalismus

Politisch ist das Jahr 1999 ein Zwischen-
jahr. Das Jubildumsjahr 1998 ist einerseits
vorbei: Der Aufbriiche der Helvetik von

1798 und der Griindung des Bundesstaa- |

tes von 1848 wurde gedacht. Andererseits
stehen wir an der Schwelle zum neuen
Jahrtausend und erkennen den zentralen
politischen Widerspruch: Die Naturwis-
senschaften zeigen uns die Begrenztheit
der Erde, wihrend die Okonomie uns
scheinbar zum stindigen Wirtschafts-
wachstum zwingt.

Adrian Schmid

Warum dieser Einstieg fiir eine Volksin-
itiative, die den Umbau der Kantone in
der Schweiz zum Ziel hat?

Auch jetzt stehen wir wieder vor einem
neuen Aufbruch: Die Schweiz muss in
den kommenden 20 Jahren politisch um-
gebaut werden. 1798 brach das erstarrte
und iiberholte Ancien regime auseinan-
der. Das Prinzip der Gleichheit aller
Staatsbiirger (ohne Frauen ...) und die
Uberwindung der Herrschaft weniger
iiber viele wurden realisiert. 1848 wurde
mit der Griindung des Bundesstaates die
Garantie der personlichen und politi-
schen Freiheit aller Biirgerinnen und Biir-
ger sowie der Reorganisation der Schweiz
geschaffen. Damals war das eine vorbild-
liche Pionierleistung in ganz Europa.
Ich bin der Meinung, dass sich heute
dhnlich strukturelle Fragen stellen. Epo-
chale Verinderungen finden statt. Man
weiss, weshalb das Alte falsch ist und man
es nicht mehr méchte, hat jedoch das
neue Richtige noch nicht gefunden. In
solchen Zeiten kann man sich dem Neu-
en mehr oder weniger stark widersetzen.
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Oder man kann versuchen, Veridnderun-
gen mitzugestalten und somit Teil von
ihnen zu werden.

Der grosse Unterschied zwischen damals
und heute: Wir sind uns weltweit aus-
serordentlich nahegekommen. Die Wirt-
schaft hat sich in kurzer Zeit globalisiert.
In der Weltwirtschaft finden enorme Kon-
zentrationsprozesse statt. Demokratische
Politik kann sich nicht so schnell verédn-
dern; sie vermag mit den Verénderungen
der Wirtschaft nicht mitzuhalten. Das
Tempo ist aber nicht das entscheidende
Problem. Wichtiger ist, dass die Politik
wenigstens beginnt, sich mit alternativen
Entwiirfen auseinanderzusetzen.

Mit dem einstimmigen Grundsatzent-
scheid der Delegierten der Griinen Partei
von Ende Mirz fiir die Konkretisierung
eines Initiativprojektes in Form der allge-
meinen Anregung - fiir den Umbau der
Kantone in der Schweiz—mdchten wir die
Modemisierung, das Neudenken und die
Uberpriifung des Foderalismus einleiten.
Wir mochten den Stimmberechtigten ei-
nen Vorschlag fiir neue politische Struk-
turen unterbreiten - ein politisches Pro-
jekt mit einer Laufzeit von 20 bis 50 Jahren.

Volksinitiative als Motor
fiir Veranderungen

Eine Volksinitiative ist in den Worten
meines politischen Freundes und Theore-
tikers der Direkten Demokratie, Andi
Gross, immer eine Frage von wenigen
Biirgerinnen und Biirgern an alle. Damit
kann eine Grundidee zur Diskussion ge-
stellt werden. Entscheidend ist, dass nicht
von oben herab bestimmt wird, wer was



wie machen muss. Die heutigen Kantone
und ihre Regionen sollen selber entschei-
den konnen, ob, wie und mit wem sie
zusammenwachsen wollen. Mir geht es
darum, diesen Prozess zu erleichtern. In
keiner Weise geht es aber darum, das Er-
gebnis dieses Prozesses vorwegzuneh-
men.

Auf den Vorschlag zur Uberpriifung der
Kantonsstrukturen habe ich drei Reaktio-
nen beobachtet: Da sind diejenigen, die
nur schon den Gedanken als solchen als
anstdssig und unanstindig empfinden.
«Es war doch immer so und soll immer so
bleiben», ist von dieser Seite zu horen.
Dann gibt es diejenigen, die befiirchten,
dass die Diskussion um neue politische
Strukturen uns von den zentralen Proble-
men der interkantonalen Zusammenar-
beit ablenke, ja diese sogar gefdhrde.
Schliesslich gibt es diejenigen, die kriti-
sches Interesse und Offenheit aufbringen.
Sie sind iiberzeugt, dass wir vor entschei-
denden Verdnderungen stehen und diese
aktiv mitgestalten sollten.

Warum die Kantone
heute teilweise zu klein sind

Im Folgenden vier Griinde, weshalb die
Grosse und die Form der meisten heuti-
gen Kantone kritisch hinterfragt werden
miissen:

1. Mentalititswandel

Die Menschen hingen an ihrer Heimat,
gewiss. Doch Heimat ist heute etwas an-
deres als bloss die Bindung an den Wohn-
oder Heimatkanton. Realitit ist, dass
Wohnen/Arbeit/Freizeit immer weniger
im gleichen Kanton, in der gleichen Le-
benswelt stattfinden. Dies ware jedoch
wichtig fiir eine gerechte Verteilung der
Lasten und Chancen, insbesondere was
die Steuern, den Verkehr, die Arbeitsplét-
ze und den Wohnraum betrifft. Fazit: Die
politischen Strukturen der Kantone miis-
sen wieder vermehrt mit den aktuellen
Lebenswelten iibereinstimmen.

2. Wirtschaftlicher Wandel

Die Kantone sind verantwortlich fiir Auf-
gaben wie Schule, Kultur, Gesundheit,
Gerichtswesen und Raumplanung. Jede
dieser Aufgaben hat eine optimale Gros-
se. Sicher ist, dass heute viele Kantone
dieses Optimum unterschreiten. Daraus
ergibt sich viel biirokratischer Mehrauf-
wand fiir eine Leistungseinheit.

Fazit: Die heutige Organisation kostet zu-
viel, ist zuwenig rationell und zu ineffizi-
ent.

* Beispiel Finanzpolitik

Zwischen dem Bund und den 26 Kanto-
nen werden aufgrund eines aufwendigen
Systems, des Finanzausgleichs, rund 15
Milliarden Franken hin- und hergescho-
ben. 26 Steuersysteme fiihren zu einem

- komplizierten Verrechnungssystem. Die

verschiedenen Steuersysteme fithren da-
zu, dass in Gemeinden mit hoher Steuer-
belastung die Steuern rund dreimal hoher
liegen als in Gemeinden mit niedriger
Steuerbelastung. So bezahlt eine Familie
mit zwei Kindern und 100’000 Franken
Bruttoeinkommen in Zug rund 5’000
Franken Steuern, in Genf knapp 13’000
Franken.

Fazit: Der krassen Steuerungerechtigkeit
muss mit neuen Strukturen entgegenge-
wirkt werden.

* Beispiel Gesundheitspolitik

Mit sehr wenig kantonaler und regionaler
Koordination wurde Spital neben Spital
errichtet. Der Zwang, im Kkleinen Land-
spital noch aufwendigste Spitzenmedizin
anbieten zu miissen, liess unter anderem
die Spitalkosten explodieren. Heute miis-
sen Tausende Spitalbetten abgebaut wer-
den.

Ungerecht sind die dadurch teilweise be-
dingten unterschiedlich hohen Kranken-
kassenprimien, die von Kanton zu Kan-
ton krass variieren.

Fazit: Fiir eine effiziente Gesundheitspla-
nung sind viele Kantone teilweise zu
klein.
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Die polititschen
Strukturen der
Kantone miissen
vermehrt wieder
mit den aktuellen
Lebenswelten

iibereinstimmen.
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Die heutigen
Grenzen der
Kantone und
Regionen sind
nicht mehr

tabu.

» Beispiel Bildungspolitik

Es bestehen 26 verschiedene Erziehungs-
gesetze mit unterschiedlichsten Lehrpla-
nen und Lehrmitteln. Die Zugangsmdog-
lichkeiten zur Oberstufe sowie die Ferien-
regelungen divergieren. Es sind Tausende
von Schiilerinnen und Schiilern, und mit-
hinauch ihre Eltern, die am meisten unter
dem leiden, was man in der deutschen
Schweiz mit Recht als «Kantdnligeist»
kritisiert.

Fazit: Die unterschiedlichsten Schulsy- -

steme stehen den Mobilitdtsbediirfnissen
namentlich von Familien entgegen.

3. Gesellschaftlicher Wandel

Der gesellschaftliche Wandel ist rasant.
Die Telekommunikation wird unser Le-
ben grundlegend verdndern. Die Politik
kann den verdnderten Verhéltnissen mit
Strukturanpassungen nur schwer Rech-
nung tragen.

Sie hinkt den verdnderten Bedingungen
mit politischen Losungsschritten nach.
Thre Aufgabe ist es, ihrer Verantwortung
so gerecht zu werden, dass dort, wo sich
Verdnderungen abzeichnen, rechtzeitig
und im voraus Losungen erarbeitet und
zur Diskussion gestellt werden.

Fazit: Die politischen Strukturen miissen
dem gesellschaftlichen Wandel angepasst
werden.

4. Staatspolitischer Wandel

Als Wahlkreise sind die Kantone heute zu
klein. Die Entscheidungskraft ldndlicher
Kantone gegeniiber den wachsenden ur-
banen Stadt- und Agglomerationsgebie-
ten ist {iberproportional hoch, héher als
1848. Die heutigen Kantonsstrukturen
sind aber vor allem bei der politischen
Klasse ein Riesentabu, weil deren Verin-
derung mit dem Verlust von Macht und
Einfluss verbunden ist.

Fazit: Uberholte Strukturen miissen Platz
machen fiir neue politische Grenzziehun-
gen
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Entwicklungen der letzten 10-20
Jahre

Einerseits wurde die Fusion der beiden
Basel zu einer Regio Basiliensis abgelehnt
~letztmals 1969. Zudem entstanden auch
Kantonsaufteilungen wie der neue Kan-
ton Jura. Ebenso wurden Diskussionen
um einen neuen Stadtkanton Ziirich ge-
fiihrt.

Andrerseits sind in den letzten Jahren
tiberall fortgeschrittene Kooperationsbe-
miihungen zwischen den Kantonen zu
verfolgen. Der Zusammenschluss von
einzelnen Kantonen hat in den vergange-
nen Monaten in verschiedenen Kantonen
intensive Diskussionen ausgelost. Wéh-
rend in den Kantonen Waadt und Genf
bereits Volksinitiativen fiir den Zusam-
menschluss der beiden Kantone lanciert
wurden, ergab eine représentative Unter-
suchung der Neuen Luzerner Zeitung
eine 40prozentige Akzeptanz fiir einen
Kanton Zentralschweiz. Damit stellt sich
sofort auch die Frage, ob der Kanton Zug
zu einem Kanton Zentralschweiz gehort
und ob die Region Ausserschwyz nicht
mehr nach Ziirich hin orientiert ist?
Mitglieder von FDP, CVP, SP und Griinen
haben in den Kantonsparlamenten von
Basel-Stadt, Basel-Land, Solothurn und
Aargau in analogen Motionen einen neu-
en Kanton Nordwestschweiz angeregt.
Die Gemeinde Vellerat und die Region
Laufental haben ihre Kantonszugehdrig-
keit mit komplizierten Entscheiden und
aufwendigen Prozessen gewechselt.
Ende November 1998 sprachen sich die
Stimmberechtigten der Stadt Luzern mit
75% fiir den Zusammenschluss ihrer Ein-
wohner- und Biirgergemeinde aus. Dabei
handelt es sich immerhin um die zwei
grossten Gemeinden im Kanton Luzern
mit einem Budgetvolumen von 520 re-
spektive 150 Millionen Franken, zwei ei-
genstandigen Regierungen, zwei Parla-
menten und Hunderten von Arbeitsplt-
zen.



Die heutigen Grenzen der Kantone und
Regionen sind nicht mehr tabu. Positiv
kann zudem vermerkt werden, dass die
am 18. April 1999 durch das Volks ge-
nehmigte neue Bundesverfassung den
Prozess der kommunalen Kantonswech-
sel vereinfacht und nicht mehr obligato-
risch eine eidgendssische Volksabstim-
mung vorsieht.

Wenn eine Idee reif ist, wird sie
an verschiedenen Orten diskutiert

Die auf der Basis des Bundesamtes fiir
Statistik und vom Nachrichtenmagazin
«Facts» getdtigte Einteilung in sieben
Grosskantone kann fiir die Erhebung von
Grundlagenmaterialien notwendig sein.
Sie kann als Diskussionsbeitrag wichtige
Impulse ausldsen. Ein Zusammenschluss
von Schaffhausen mit Graubiinden zu ei-
nem Grosskanton Ostschweiz oder der
Zusammenschluss der Kantone Wallis,
Waadt und Genf zu einem Kanton Leman
oder die Fusion des Juras mit dem Kanton
Bern stehen heute nicht an.

Allen Schwierigkeiten zum Trotz ist die
Diskussion notwendig, sie geht dem Han-
deln voraus. Die geplante Volksinitiative
der schweizerischen Griinen in Form der
allgemeinen Anregung soll vor allem dazu
fithren, dass in jenen Kantonen, in denen
alle oder einzelne Regionen Verdnderun-
gen wollen, der Prozess juristisch und
demokratisch korrekt angestossen wer-
den kann. So wollen wir zur Uberpriifung
des heutigen Foderalismus beitragen und
die Schaffung neuer Kantonsgrenzen er-
leichtern. Im Vordergrund stehen diesbe-
ziiglich die Region Zentralschweiz, die
Ostschweiz, die Westschweiz und die
Nordwestschweiz.

Adrian Schmid ist beruflich als Ge-
schiftsfiihrer des Luzerner Mieterin-
nen- und Mieterverbandes tétig. Der
Vizeprisident der Griinen Schweiz
prasidiert zur Zeit den Grossen
Stadtrat (Parlament) von Luzern und
ist Initiant des Projektes fiir einen
modernen Fdderalismus in der
Schweiz.

. Rote Revue 2/99

35



	Für einen modernen Föderalismus

